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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Ende August schickte der Bundesrat eine Vorlage zur ausgewogenen Paar- und
Familienbesteuerung in die Vernehmlassung. Das Ziel der anvisierten Revision bestand
darin, im Rahmen der direkten Bundessteuer eine im Einklang mit der Verfassung
stehende Besteuerung zu verankern, die sich gegenüber den verschiedenen
Partnerschafts- und Familienmodellen möglichst neutral verhielt. Um die relativ höhere
Steuerbelastung von Ehepaaren gegenüber Konkubinatspaaren zu eliminieren, wurde
ein Modell ins Auge gefasst, das einen Mehrfachtarif mit alternativer Steuerberechnung
vorsah. Um eine ausgewogenere Belastungsdifferenz zwischen Einverdiener- und
Zweiverdienerehepaaren zu erzielen, wurde für Einverdienerehepaare ein Abzug
vorgeschlagen. Unverheiratete mit Kindern sollten zudem zum Grundtarif besteuert
werden. Damit Alleinerziehende mit tieferen und mittleren Einkommen nicht stärker als
bisher belastet wurden, sollte ihnen ein neuer Sozialabzug gewährt werden. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.10.2012
LAURENT BERNHARD

Im Mai nahm der Bundesrat die Ergebnisse der Vernehmlassung zur ausgewogenen
Paar- und Familienbesteuerung zur Kenntnis, die sich die Eliminierung der
steuerlichen Benachteiligung von Ehepaaren zum Ziel gesetzt hatte. Aufgrund der
überwiegend negativen Rückmeldungen beschloss die Landesregierung, die Vorlage zu
sistieren. Die Volksinitiative der CVP „Für Ehe und Familie – gegen die Heiratsstrafe“
erschien dem Bundesrat das geeignetere Instrument zu sein, um bezüglich der seit
Jahren umstrittenen Ehepaarbesteuerung den lang ersehnten Durchbruch zu erzielen. 2
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1) BBl, 2012, S. 7999; NZZ, 30.8.12.
2) Medienmitteilung EFD vom 29.5.13; NZZ und SGT, 30.5.13
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